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Die schwedische Reichstagswahl vom
September 2006

Hat der Wohlfahrtsstaat noch eine Zukunft?

Heinrich Pehle

1. Einleitung: Das „Modell
Schweden“

Bis weit in die siebziger Jahre des ver-
gangenen Jahrhunderts hinein galt
Schweden vielen ausländischen Beob-
achtern – insbesondere solchen, die sich
Reformprogrammatiken sozialdemokra-
tischer Prägung verpflichtet sahen – als
„Modell“ für einen Wohlfahrtsstaat, der
trotz eines weitgehenden Verzichts auf
die Verstaatlichung nationaler Schlüssel-
industrien den wirtschafts- und sozial-
politischen Idealen des demokratischen
Sozialismus weitgehend entsprach.
Konstant niedrige Arbeitslosenzahlen
machten die aktive Arbeitsmarktpolitik
Schwedens in den Augen kontinentaler
Wirtschafts- und Sozialpolitiker ebenso
zum Vorbild wie etwa auch das dichte
Netz sozialpolitischer Leistungen oder
die reformfreudige Bildungspolitik des
skandinavischen Nachbarn. Spätestens
zu Beginn der neunziger Jahre setzte al-
lerdings Ernüchterung ein: Schweden,
das hinsichtlich des Bruttosozialprodukts
pro Einwohner im Jahr 1970 weltweit
noch auf dem fünften Platz gestanden
hatte, war auf Platz 14 zurückgefallen,
die Arbeitslosenquote war auf für
schwedische Verhältnisse extrem hohe
acht Prozent gestiegen, wobei sich zu-

sätzlich noch sieben Prozent der Er-
werbsfähigen in staatlich subventionier-
ten Schulungsmaßnahmen befanden,
und die so genannte Bankenkrise – die
Kreditinstitute des Landes hatten etwa
19 Milliarden Euro Schulden angehäuft
– drohte zu einer volkswirtschaftlichen
Katastrophe auszuarten.

Kein Wunder also, dass die „unsäg-
liche ,Modell‘-Debatte“ (Henningsen/
Stråth: 1995: 222) alsbald für obsolet
erklärt wurde.

Seit einigen Jahren jedoch ist sie –
für viele überraschend – neu entbrannt:
Schweden gilt wieder als Vorbild, hat die
dortige Regierung doch offenbar die öko-
nomische Krise nachhaltig gemeistert, die
Zahl der Arbeitslosen deutlich gesenkt
und für ein stabiles Wirtschaftswachstum
gesorgt – eine Bilanz, die den damaligen
Bundeskanzler Gerhard Schröder sogar
dazu bewog, seinen schwedischen Amts-
kollegen Göran Persson einzuladen, vor
dem Bundeskabinett in Berlin über seine
Reformpolitik und die Gründe ihres Er-
folgs zu berichten (Süddeutsche Zeitung
vom 13. März 2005: 9, DER SPIEGEL
22/2005: 114). „Von Skandinavien ler-
nen“ (Berth 2006) ist wieder zum viel ge-
hörten Schlagwort geworden, das nicht
nur auf die Arbeitsmarkt-, sondern insbe-
sondere auch auf die Familien- und Bil-
dungspolitik bezogen wird.

Heinrich Pehle



18    Heinrich Pehle

Der „gut ausgebaute Wohlfahrtsstaat,
der hohe Einkommensteuern mit einem
stabilen Wirtschaftswachstum und gerin-
ger Arbeitslosigkeit kombiniert“ und in
der Bevölkerung große Akzeptanz findet
(Euractiv 2006: 1), gilt als das Werk der
Sozialdemokratischen Arbeiterpartei
Schwedens (SAP), deren damaliger Vor-
sitzender Per Albin Hansson bereits im
Jahr 1928 den von seiner Partei ange-
strebten Wohlfahrtsstaat mit der Meta-
pher vom „Volksheim“ charakterisierte.
Seit dem Jahr 1932 stellten die Sozialde-
mokraten – unterbrochen nur durch meh-
rere bürgerliche Koalitionsregierungen,
die zwischen 1976 und 1981 sowie von
1991 bis 1994 amtierten – stets die Re-
gierung. Dies hat sich allerdings im Ge-
folge der Reichstagswahl vom 17. Sep-
tember 2006 geändert: Schweden hat
wieder eine bürgerliche Regierung. Wie
lässt sich dieser Regierungswechsel er-
klären und: Hat das wohlfahrtsstaatliche
Modell Schwedens damit etwa doch
ausgedient?

2. Das schwedische
Parteiensystem

Das schwedische Parteiensystem galt bis
zum Jahr 1988 als eines der stabilsten in
Europa. Es war geradezu der Musterfall
eines frozen party system (Pehle 2002).
Fünf Parteien bildeten zwei Blöcke. Der
linke, sozialistische Block bestand aus
der Kommunistischen Partei – sie fir-
miert heute als „Linkspartei“ – und der
Sozialdemokratischen Arbeiterpartei, die
in enger Verbindung mit dem schwedi-
schen Gewerkschaftsbund LO stand und
steht. Der rechte, bürgerliche Block be-
stand aus der Moderaten Sammlungs-
partei, die dem Arbeitgeberverband nahe
steht, der liberalen Volkspartei sowie der
Zentrumspartei. Letztere firmierte bis
zum Jahr 1958 unter der Bezeichnung
„Bauernbund“ und hat traditionell einen
starken ökologisch orientierten Flügel.

Sowohl die Prozesse der Regierungs-
bildung als auch Wählerverhalten und

Wahlergebnisse lieferten den Grund für
die Qualifizierung des schwedischen Par-
teiensystems als Blocksystem. Block-
übergreifende Koalitionsregierungen gab
es seit dem Jahr 1956 nicht mehr und
unter den Bedingungen eines Verhält-
niswahlsystems mit einer landesweiten
Sperrklausel von vier Prozent der abge-
gebenen Stimmen hielten sich beide
Blöcke seit den dreißiger Jahren stets in
etwa die Waage, das heißt, die Wähler-
potentiale beider galten bei maximal 51
Prozent der abgegebenen Stimmen als
ausgeschöpft (Henningsen 1986: 265).
Blockübergreifende Wählerwanderun-
gen waren die absolute Ausnahme. Die
wirklich nennenswerten Wählerbewe-
gungen vollzogen sich ausschließlich in-
nerhalb des bürgerlichen Blocks. In ih-
rer Folge hat beispielsweise die Zen-
trumspartei seit 1979 ihre Stellung als
stärkste bürgerliche Kraft an die Mode-
rate Sammlungspartei verloren.

Seit 1988 hat sich die schwedische
Parteienlandschaft deutlich verändert. In
diesem Jahr konnte die Umweltpartei/
Die Grünen erstmals in den Reichstag
einziehen. Bei der folgenden Reichs-
tagswahl  im Jahr 1991 scheiterte sie
zwar an der Sperrklausel, ist aber seit
1994 stets im Reichstag vertreten. Die
Umweltpartei entzieht sich dem „Block-
denken“; weit weniger als andere „grüne“
Parteien in Europa weist sie „linke“ Ori-
entierungen auf. Dass sie faktisch zwi-
schen den beiden traditionellen Blöcken
angesiedelt ist, demonstrierte sie nach-
drücklich nach der Reichstagswahl des
Jahres 2002, indem sie vor der Regie-
rungsbildung mit Vertretern beider Seiten
verhandelte (Pfeil 2006: 765). Eine wei-
tere politische Kraft konnte sich im Jahr
1991 mit der Christlich-Demokratischen
Sammlungspartei im bürgerlichen Block
etablieren. Die Partei ist seitdem stets im
Parlament vertreten, so dass wir es heute
mit einem Sieben-Parteien-System zu
tun haben.

Der „gut ausge-
baute Wohlfahrts-
staat“ gilt als das

Werk der Sozialde-
mokratischen Arbei-
terpartei Schwedens

(SAP)

Regierungsbildung,
Wählerverhalten und

Wahlergebnisse
qualifizieren das

schwedische
Parteiensystem als

Blocksystem.



Die schwedische Reichstagswahl vom September 2006   19

3. Regieren in Schweden

Es wurde bereits angesprochen, dass
Schweden von 1932 bis 2006 insgesamt
nur neun Jahre lang Regierungen ohne
sozialdemokratische Beteiligung erlebte.
Sieht man von der Zeit des Zweiten
Weltkriegs ab, in der eine Vielparteien-
koalition amtierte, welche nur die Kom-
munisten ausschloss, kannten die Sozi-
aldemokraten dabei nur zwei Konstella-
tionen. Entweder koalierten sie mit dem
Bauernbund (1936-1940 und 1951-
1956), oder sie bildeten – was die Regel
war – eine Alleinregierung. Dabei muss-
ten sie sich meist mit dem Status einer
Minderheitsregierung arrangieren. In
den vergangenen 25 Jahren hat es in
Schweden ausschließlich Minderheitsre-
gierungen gegeben; sie sind in Schwe-
den also, wie auch in Norwegen und
Dänemark, der Normalfall (Pehle 2002;
Jahn 2002).

Dass auch unter diesen Bedingun-
gen erfolgreiches Regieren möglich ist,
haben die Sozialdemokraten in den ver-
gangenen zwölf Jahren auch im Urteil
der Wähler durchaus bewiesen, denn 94
Prozent der Bürger gaben im Wahljahr
2006 in repräsentativen Umfragen zu
Protokoll, es gehe ihnen wirtschaftlich
gut. In der Arbeitsmarktpolitik experi-
mentierte die Regierung erfolgreich mit
innovativen Instrumenten wie Sabbat-
jahren und Lohnsubventionen bei der
Einstellung von Langzeitarbeitslosen.
Grundlegende Reformen wurden zudem
unter anderem im Rentensystem sowie
bei der Unternehmensbesteuerung durch-
gesetzt. Das Resultat: Das Wirtschafts-
wachstum belief sich im Jahr 2006 auf
über 4 Prozent, die offene Arbeitslosig-
keit lag „nur“ bei etwas über 5 Prozent,
die Inflationsrate betrug weniger als 2
Prozent und der Staatshaushalt wies ei-
nen Überschuss aus (Ertel 2006).

Die Frage liegt nahe, wie eine Min-
derheitsregierung sich die Handlungsfä-
higkeit sichern konnte, derer es zur
Durchsetzung der arbeitsmarkt- und so-
zialpolitischen Reformen bedurfte. Wo-

her kamen also die notwendigen parla-
mentarischen Mehrheiten für die von der
Sozialdemokratie betriebene Politik?

Diesbezüglich ist zunächst einmal
festzuhalten, dass das politische System
Schwedens verschiedene Verfahrensre-
geln kennt, die die Bildung und den Be-
stand von Minderheitsregierungen be-
günstigen. Dazu gehört in erster Linie,
dass die Regeln des so genannten negati-
ven Parlamentarismus gelten, das heißt,
dass keine wie auch immer geartete Inve-
stiturabstimmung des Parlaments über ei-
ne neu gebildete Regierung stattfindet.
Für den Bestand einer Regierung genügt
es also, wenn sich keine Mehrheit findet,
die sich gegen sie ausspricht und sie mit
einem Misstrauensvotum stürzen kann
und will. Hinzu kommt, dass politische
Parteien in Schweden sich die „Kosten
des Regierens“, die erfahrungsgemäß re-
gelmäßig in Form  von Wählerstimmen-
verlusten bei den jeweils folgenden Wah-
len anfallen, durchaus sparen können, oh-
ne dafür mit einem kompletten Verzicht
auf politische (Mit)Gestaltungsmöglich-
keiten bezahlen zu müssen. Der Grund
dafür liegt in dem Umstand begründet,
dass die Vorbereitung von Gesetzen
häufig nicht von der Regierung selbst
betrieben, sondern in so genannte utred-
ningar ausgelagert wird. Dabei handelt
es sich um von der Regierung ad hoc
eingesetzte Kommissionen, in welche in
aller Regel nicht nur Vertreter der je-
weils relevanten Interessenorganisatio-
nen, sondern eben auch der politischen
Parteien berufen werden – und zwar ein-
schließlich der Opposition.

Die möglichst umfassende Einbin-
dung der relevanten sozio-politischen
Kräfte in die politischen Entscheidungs-
prozesse spiegelt die starke Konsensori-
entierung wider, welche die schwedische
Politik seit jeher prägt: „Alle im Reichs-
tag vertretenen Parteien – vielleicht mit
Ausnahme der Linkspartei – streben zur
politischen Mitte und liegen ideologisch
wie programmatisch ausgesprochen dicht
beieinander“ (Pfeil 2006: 766). Auch in-
sofern ist die Situation von Minderheits-
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regierungen durchaus komfortabel, denn
viele Entscheidungen werden im schwe-
dischen Reichstag, einem typischen Ar-
beitsparlament mit einem ausdifferen-
zierten System fachlich spezialisierter
Ausschüsse, im Partei übergreifenden
Konsens getroffen.

Gleichwohl ist es auch in einer aus-
geprägten Konsensdemokratie wie der
Schwedens für jedwede Regierung na-
türlich wichtig, sich für den Zweifelsfall
sicherer parlamentarischer Mehrheiten
zu vergewissern. Die Sozialdemokraten
bewerkstelligten dies früher relativ pro-
blemlos dadurch, dass ihnen die parla-
mentarische Unterstützung durch die
Linkspartei stets sicher war. Nach den
Reichtagswahlen von 1994 bot sich die
Linkspartei zwar erneut als „Tolerie-
rungspartner“ an, wurde vom damaligen
Regierungschef Ingvar Carlsson aber
nicht akzeptiert, weil sie den von den
Sozialdemokraten intendierten – wenn-
gleich gemäßigten – „Umbau“ des Wohl-
fahrtsstaates nicht mit zu tragen bereit
war. Stattdessen vereinbarte man eine
Zusammenarbeit mit der Zentrumspartei,
die bis kurz vor den Wahlen von 1998
Bestand hatte, dann aber vom Zentrum,
das sein eigenes (umwelt)politisches
Profil zu verlieren fürchtete, beendet
wurde (Pehle 2002). Deshalb versicherte
sich die seit 1996 von Göran Persson
geführte Regierung nach 1998 der par-
lamentarischen Unterstützung der Links-
partei einerseits, der Umweltpartei ande-
rerseits. Diese unter anderem wegen
starker Differenzen bezüglich der Euro-
papolitik nicht unproblematische Kon-
stellation hatte bis zu den Wahlen von
2006 Bestand. Im Wahlkampf trat des-
wegen ein in sich alles andere als ge-
schlossenes rot-rot-grünes „Lager“ ge-
gen die Parteien des bürgerlichen Blocks
an. Dort aber hatte sich eine entschei-
dende Veränderung vollzogen. Zwischen
den bürgerlichen Parteien, die trotz Über-
einstimmung im Grundsätzlichen in Ein-
zelfragen traditionell durchaus ausge-
prägte Positionsdifferenzen pflegen, mit
denen sie ihre jeweilige Existenzberechti-

gung unter Beweis zu stellen trachten,
war es nämlich zur Bildung einer Wahl-
allianz gekommen, wie es sie vordem
noch nicht gegeben hatte. Sie stand unter
Führung der zur „neuen Arbeiterpartei“
mutierten Moderaten Sammlungspartei.

4. Der Wahlkampf: „Rechts
überholt links“

Als eine der Besonderheiten des schwe-
dischen Parteiensystems galt traditionell
die Uneinigkeit der bürgerlichen Partei-
en untereinander (Jahn 2003: 109). Sie
hatte beispielsweise dazu geführt, dass
die bürgerlichen Mehrheitsregierungen,
die in den Jahren 1976 und 1979 ins Amt
gekommen waren, vorzeitig scheiterten.
Dieser Dissens in Einzelfragen, der den
sozialdemokratischen Minderheitsregie-
rungen in der Vergangenheit nicht selten
zu parlamentarischen Mehrheiten für
wirtschafts- und sozialpolitische Ent-
scheidungen verhalf, die ihr linker Tole-
rierungspartner nicht mit zu tragen be-
reit war, gilt zu Recht als ein wichtiger
Grund für die langjährig unangefochtene
Dominanz der Sozialdemokraten. Ihn,
zumindest was seine öffentliche Perzep-
tion angeht, aus der Welt zu schaffen,
war deshalb eines von zwei zentralen
Anliegen der bürgerlichen Wahlkämp-
fer. Ihre unbestrittene Führungsfigur fan-
den letztere im Vorsitzenden der Mode-
raten Sammlungspartei, Fredrik Rein-
feldt.

Die Ausgangsposition der Modera-
ten nach der Reichstagswahl des Jahres
2002 hatte sich denkbar schlecht darge-
stellt, denn sie hatten ein Drittel ihrer
Stimmen verloren und mit 15,1 Prozent
ihr schlechtestes Wahlergebnis seit 1973
hinnehmen müssen; ihr Vorsprung als
stärkste bürgerliche Kraft auf die Libe-
rale Volkspartei betrug nur noch 1,8
Prozent. Daraus zog der nach der „Kata-
strophenwahl“ neu gewählte Parteivor-
sitzende die Konsequenz, die Partei
grundlegend neu auszurichten. Als Vor-
bild diente ihm dafür ausgerechnet der
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britische Labour-Vorsitzende Tony Blair.
In Anlehnung an „New Labour“ benannte
Reinfeldt seine Partei informell in „Die
neuen Moderaten“ (Ny Moderaterna) um
und rückte sie programmatisch „konse-
quent in die Mitte“ (Pfeil 2006: 770).
Hatte sich die Partei vordem vor allem
mit der Forderung nach radikalen Steu-
ersenkungen profiliert, die durch eine
entsprechend durchgreifende Senkung
der Sozialabgaben finanziert hätte wer-
den sollen, verzichtete sie im Wahl-
kampf 2006 vollständig auf die Propa-
gierung ihrer traditionellen Steuersen-
kungsphilosophie und setzte statt dessen
auf den Begriff Solidarität. Inhaltlich
gefüllt wurde letzterer mit einer Kritik
an dem sozialdemokratischen „Schlüs-
selprojekt“ der vergangenen Jahre
schlechthin – der Bekämpfung der Ar-
beitslosigkeit. Das zentrale Wahlargu-
ment bestand in dem Hinweis, dass die
offiziellen Arbeitslosenstatistiken das
Problem eher verschleierten denn er-
hellten. Die offiziell propagierte Halbie-
rung der (offenen) Arbeitslosigkeit sei
nur deshalb erreicht worden, weil man
die statistischen Grundlagen zu ihrer Be-
rechnung geändert habe und Langzeit-

kranke und Frührentner in der Statistik
nicht mehr auftauchten. Zudem ver-
schweige die Regierung die Problematik
der Jugendarbeitslosigkeit.

Nicht mehr Steuersenkungen, son-
dern die Bekämpfung der verdeckten
Arbeitslosigkeit unter anderem mittels
Senkung der Lohnnebenkosten und der
Einführung von Kombilöhnen für Ju-
gendliche war also die wesentliche
Wahlkampfbotschaft der Konservativen.
Die „Neuen Moderaten“ konnten sich
erfolgreich als „Schwedens neue Arbei-
terpartei“ präsentieren und damit in so-
zialdemokratisches Kernland vorstoßen.

Abgefedert wurde diese Neuaus-
richtung durch ein Novum in der schwe-
dischen Parteiengeschichte, nämlich die
Bildung einer stabilen Wahlallianz der
bürgerlichen Parteien unter der Mei-
nungsführerschaft der Moderaten, die sich
erstmals im Mai 2006 mit der Präsenta-
tion eines gemeinsamen Entwurfs für
den Staatshaushalt profilierte und zum
Höhepunkt des Wahlkampfs im Sommer
mit einem gemeinsamen Wahlmanifest
an die Öffentlichkeit ging, das unter der
Überschrift „Mehr in Arbeit – mehr zu
verteilen“ stand. Aus den Gegnern des
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Die Ergebnisse der Reichstagwahlen im Vergleich der Jahre 2002 und 2006

Partei 2006 2006 2002 2002
Prozent Mandate Prozent Mandate

Sozialdemokratische Arbeiterpartei 35,0
(-4,7)

130
(-14)

39,9 144

Moderate Sammlungspartei 26,2
(+11,1)

97
(+42)

15,1 55

Zentrumspartei 7,9
(+1,7)

29
(+7)

6,2 22

Liberale Volkspartei 7,5
(-5,8)

28
(-20)

13,3 48

Christdemokratische Sammlungspartei 6,6
(-2,5)

24
(-9)

9,1 33

Linkspartei 5,9
(-2,4)

22
(-8)

8,3 30

Umweltpartei Die Grünen 5,2
(+0,7)

19
(+2)

4,5 17

Sonstige 5,7
(+2,1)

– 3,6 –

Quelle: Gerundete Zahlen der schwedischen Wahlbehörde: Valmyndigheten. Val till riks-
dagen. (http:www.val.se/val/val2006/slutlig/R/rike/roster/html)
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Wohlfahrtsstaats waren seine Moderni-
sierer geworden – eine Strategie, der die
personell ausgelaugte und durch ver-
schiedene Pannen und skandalträchtige
Vorgänge geschwächte Regierung im
Grund wenig mehr als ein „weiter so“
entgegenzusetzen wusste. Die Schwäche
des linken Lagers offenbarte sich zudem
auch darin, dass die Umweltpartei an-
kündigte, eine sozialdemokratisch ge-
führte Regierung künftig nicht mehr to-
lerieren zu wollen und statt dessen die
Bildung einer Koalitionsregierung for-
derte. Die Reaktion des amtierenden
Regierungschefs und sozialdemokrati-
schen Spitzenkandidaten Persson be-
stand darin, eine künftige Zusammenar-
beit mit einer der drei kleineren bürger-
lichen Parteien ins Gespräch zu bringen
(Pfeil 2006: 769) –  angesichts der mitt-
lerweile fest geschmiedeten bürgerlichen
Allianz, an die sich die Linke in Schwe-
den offenbar erst noch gewöhnen muss,
schon beinahe ein Offenbarungseid.

5. Das Wahlergebnis: Ende
der sozialdemokratischen
Hegemonie

Das Ergebnis ist eindeutig: Die Sozial-
demokratische Arbeiterpartei fuhr mit
35 Prozent der gültigen Stimmen ihr
schlechtestes Wahlergebnis seit 1917 ein
und auch ihr traditioneller Tolerierungs-
partner, die Linkspartei, erlitt deutliche
Einbußen. Im linken Lager konnte sich
nur die Umweltpartei, die sogar ein
leichtes Plus verbuchte, stabilisieren.
Dem gegenüber  konnten die „Neuen
Moderaten“ ein historisches Hoch fei-
ern: 26,2 Prozent der Stimmen hatte die
Partei bei Reichstagswahlen seit dem
Jahr 1928 nicht mehr erreichen können.
Zwar mussten die kleineren Partner in
der bürgerlichen Allianz Verluste hin-
nehmen, die am deutlichsten für die Li-
beralen ausfielen, die sich im Wahl-
kampf in einen „Hackerskandal“  verwi-
ckelt hatten, nachdem Mitarbeiter der
Parteizentrale in das interne Computer-

netz der Sozialdemokraten eingedrungen
waren. Insgesamt aber reichte es für die
bürgerlichen Parteien mit einem Gesamt-
mandatsanteil von 178 von 349 Manda-
ten zu einem relativ komfortablen Vor-
sprung im Reichstag. Nach dem noch am
Wahlabend erklärten Rücktritt des am-
tierenden Premierministers konnte Fred-
rik Reinfeldt die erste Mehrheitsregie-
rung seit 25 Jahren bilden.

Die Wahlbeteiligung lag mit 82 Pro-
zent noch etwas höher als bei den vor-
angegangen Wahlen des Jahres 2002, als
sie 80,1 Prozent betrug. Dies indiziert
bereits, dass es der „neuen Arbeiterpar-
tei“ gelungen ist, in nennenswertem
Maße Wechselwähler für sich zu gewin-
nen – und zwar auch solche, die sich
bisher dem linken Block zurechneten.
Die empirische Wahlforschung beziffert
die Zahl der Wechselwähler insgesamt
auf bislang in Schweden völlig unvor-
stellbare 34 Prozent, und schon allein
dies bewog politische Beobachter dazu,
der Moderaten Sammlungspartei die
Chance zu attestieren, „das politische
System zu revolutionieren“, denn sie ha-
be Bewegung in eine Wählerschaft ge-
bracht, die bisher zwar manchmal die
Partei, selten aber den politischen Block
gewechselt habe (Hermann 2006).

Mag die Rede von einer Revolutio-
nierung des politischen Systems auch
überzogen sein, so bleibt doch richtig,
dass sowohl das – letztlich allerdings
wirkungs- und folgenlose – Angebot
Göran Perssons zu einer Koalition mit
einer bürgerlichen Partei als auch die
Tatsache, dass letztlich die Block über-
greifende Wählerwanderung von „links“
nach „rechts“ die Wahlen zu Gunsten
der bürgerlichen Allianz entschied, zu-
mindest die Vermutung nahe legen, dass
das Ende des schwedischen Blockpar-
teiensystems gekommen ist. Vorläufige
Gewissheit darüber wird allerdings erst
der Ausgang der Reichstagswahl von
2010 geben können, denn nur wenn es
der bürgerlichen Mehrheitskoalition ge-
lingt, bis dahin den inneren Zusammen-
halt zu bewahren, ihren Erfolg von 2006
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zu wiederholen und der Sozialdemokra-
tie – der „geborenen Regierungspartei“
Schwedens –  erneut die Oppositions-
rolle zuzuweisen, wird man von einer
wirklichen Umgestaltung des schwedi-
schen Parteiensystems reden können.

Für die Anhänger des schwedischen
„Modells“, eines vorwiegend einkom-
mensteuerfinanzierten Wohlfahrtsstaats
also, sind dies nicht unbedingt schlechte
Nachrichten, denn die Neuen Moderaten
und ihre Koalitionspartner werden die
„übergelaufenen“ Wechselwähler nur
halten können, wenn sie ihr Wahlver-
sprechen halten, den Wohlfahrtsstaat zu
verbessern, nicht aber abzuschaffen.
Nach einem klassischen „Fehlstart“ –
zwei Ministerinnen mussten nur wenige
Tage nach ihrem Amtsantritt wieder zu-
rücktreten, weil sie ihre Fernsehgebüh-
ren nicht bezahlt hatten –  hat die neue
Regierung in Stockholm nur mühsam
Fuß gefasst. Zu prognostizieren, dass
alle programmatischen Sollbruchstellen
des Vier-Parteien-Bündnisses durch das
gemeinsame Wahlmanifest dauerhaft
aus der Welt geschafft sind, erscheint
nicht nur deshalb recht gewagt. Die
Grundmuster der schwedischen Politik
indes werden wohl nicht nur aus wahl-
taktischem Kalkül unangetastet bleiben,
sondern auch, weil sie in der schwedi-
schen Konsensdemokratie noch immer
breit verankert sind: Die schwedischen
Wähler wollten „keine neue politische
Richtung einschlagen, sie wollten nur
die Straßenseite wechseln“ (Herrmann
2006): Ob per Rechts- oder Linksver-
kehr – das Ziel bliebe dann dasselbe.
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